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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Uster.i.

Mittwoch, den 6 August 1800. Erstes Quartal. Den 17 Thermidor Vlll.

An die Abonnenten.
Da mit dcm St. 78 vas erste Quartal des neuen

Republikaners zu Ende geht, so sind die Adon-
nenten ersucht,' mann ste die Fortsetzung ununterbro-
chen zu erhalten wünschen/ ihr Abonnement für das

2te Quartal mit 4 Fr. in Bern / und Fr. postfrcy
ausser Bern, zu erneuern.

Vollziehnngs-Ausschu ß.

Beschluß vom 1. August.
Der Vollzichungsauschuß, nachdem er hatwahrneh-

men müssen/ daß die bisherigen Verordnungen / zufolge
denen ohne obrigkeitliche Bewilligung keine Lotterien er-

richtet werden dursten/ in gänzliche Vergessenheit gc-

kommen zu ftyn scheinen.

In Betrachtung der nachtheiligen Folgen / welche

die Vervielfältigung der Lotterien für die Moralität
sowohl/ als den Gewerbsfleiß unterm Volke nach steh

ziehen muß:
Nach Anhörung seines Ministers der innern Ange-

legenhei'en,

beschließt:
1. Die Errichtung von Geld- Waaren, oder andern Lot-

terien/ wenn sie nicht ausdrücklich von der Regie-

rung bewilligt sind / ist ohne Ausnahme untersagt.

2. Die Wiederhandelndcn/ die entweder für sich selbst

oder für andere, Pläne zu inländischen Lotterien

herum bieten oder Billets verkaufen würden, sol»

len mir einer Geldstrafe belegt werden, welche

nicht unter 60 und nicht über ic>c> Franken seyn

kann.

z. Im Wiederholungsfalle wird diese Strafe jedes-

mal verdoppelt werden.

4. Der Minister der innern Angelegenheiten ist mit
der Vollziehung dieses Beschlusses, der dcm Drucke
übergeben werden soll, beauftragt.

Folgen die Unterschristen.

Gesezgebung.

Senat, 2. A u g u st.

Fortsetzung.

(Beschlußvon Meyer's v. Ar. Comißionalberichts.)

Die Commißion hat sowohl beym B. Präsidenten
als andern Gliedern des Vollziehungsausschusses über
den Zustand dieser 2 Cantone Erkundigungen eingezo,
gen, wobey derselben die Antwort ist gegeben Worden:
daß nachdem Gen. Massena alle Ausfuhr von Lebens-
Mitteln aus Cisalpinien vcrbotten habe, seye àleich
ein allgemeiner Mangel in denen italienischen Cchcko,

neu eingetreten. Der Regierungscommissär Zfchcckke

sey darauf nach Mailand gesandt worden, undcsstm
ihm gelungen, dieses Verbot von Gen. Massena wie>
der aufzuheben, so daß diese Lebensbedürfnisse nun alle

freye Ausfuhr haben. v

Was das Salz betrifft, so habe der Vollziehungs.
ausfchuß, so lange als diese Gegenden von Venen Kai-
schlichen besezt gewesen, keine Vorsorge treffen können,

und nach Abzug derselben, habe sich ein gänzlicher

Mangel daran befunden, wo seither wegen denen gros-

fen Kriegstransporten nicht so schleunig als gewünscht

genugsam zur Stelle habe gebracht werden können. —>

Dermalen aber sey von allen Seiten her, mit Dring«
lichkeit Zufuhr auf dem Wege.

Da nun der Vollziehungsausfchuß mit so vieler

Thätigkeit beschäftigt ist, diesen zwey Cantonen in
allen ihren Bedürfnissen zu Hilfe zu eilen, so ist ein^
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dießfällige Einladung von Seite der gesetzgebenden

Räthe wirklich übcrflüßig. Jedoch um auch nur den

Schein von sich zu entfernen, als wären sie nicht ge-

neigt, all ihren helvetischen Brüdern im Unglück mit
gleicher Theilnahme beyzuspringen, räth die Commis-

fion einmüthig zur Annahme dieser Resolution.
Der Beschluß wird angenommen und ist folgender:
Auf die erhaltene Anzeige von der traurigen Lage,

worinn sich Gegenden der Cantone Bcllenz und LauiS
durch den Mangel aller Lebensbedürfnisse besinden:

In Erwägung, daß diese beyden Cantone unter die

Zahl derjenigen genommen werden müssen welche am
meisten durch die Folgen des Kriegs gelitten haben,

und eben dadurch Theil an den gleichen Unterstützt«»-

gen haben sollen, welche den andern verheerten Can-

tMn gereicht werden,
Hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
D«w Vollziehungsausschuß einzuladen, diese Gegenden

sd viel möglich und durch alle in seiner Gewalt
stehende Mittel, zu unterstützen.

I.uliers erhält für ,c> Tage, Scherer für 6

Wochen, und Hoch für 14 Tage Urlaub.

Am z, Aug. waren keine Sitzungen in beyden Räthen.

Sen a t, 4. A u gu st.

Präsident: A t t e n h 0 fer.

Der Beschluß der den Verkauf verschiedener Nalio-
waigüter im Distrikt Dornach bestätigt, wird verlesen,

und einer aus den B. Brunner, Kubli, und

Meyer von Ar.au bestehenden Commißion über-

geben.

Meyer v. Arb. verlangt und erhält Urlaubs.
Verlängerung für 6 Wochen.

Bay im Namen einer Commißion legt über den

Beschluß, der den Verkauf einiger zum Schloß Thun
gehöriger Reden betrifft, folgenden Bericht vor:

Wie Eucrer Commißion muß auch Ihnen B. S.
der Umstand sehr auffallen, daß das Klafter des zu

verkaufenden Stück Redens, von den Schätzern gleich-

sam unter den Augen der Verwaltungskammer von

Oberland, nur auf 2? Btz- angeschlagen ward, für
welches, ein Partikular ohne Bedenken vor öffentlicher

F,e.ilbiccung, 40 Btz. anbietet. Die äusserst nachlher-

ligcn! Folgen, die aus dergleichen mit dcm.currenten

Werth ,,in. keinem Verhältniß.stchenden.offizielleu Spha-e

zungen, für das Interesse unserer dürstigen und we-
nigstens pro moments insolvable:« Republik entstehen,

muß fürwahr auch Sie, B. S.! mit Ihrer Com»
mißion auf den Wunsch führen; daß solche anorme
Disparitäten zwischen der eidlichen Schätzung, und
dem aus der Losung sich notorisch ergebenden Werth,
einerseits von der Vollziehung und dem Finanzminister
nicht ungeahndet bleiben, und anderseits von diesen
Behörden sammt den Verwaltungskammcrn die streng,
stcn Maaßregeln, zu Bewirtung verhältnißmäßiger
Schätzungen möchten getroffen werden, zumalen eine
allzuticfe Schätzung auch bey öffentlichen Steigerungen,
der Losung gewöhnlich nachrheilig seyn muß.

Die weitläufigen schönen und soliden Schloßgebäude
von Thun an und vor sich allein, werben ungeachtet
ihrer herrlichen Aussicht, ohne Verbindung mit dem
Rebberg, auf welchem sie stehen, anders als um ei-

nen Spottpreis kaum einen Kauflustigen finden; aus
diesem Gründ würde die Commißion lieber zum sam»

mclhaften Verkauf der Neben mit den Schloßgcbäuden,
als zu dem besonderen der Reben ohne die Gebäude,
rathen; da aber Kraft der erste» Erwägung des gr. R.
das Schloß Thun bereits zu einer öffentlichen Anstalt
dcstmicrt ist, und inzwischen den Behörden des Ct.
Oberland zur Habitation dienet, so fallt dieses Beden»
ken Eurer Commißion über den bcharrten Verkauf der
Schlußreden weg.

Der -te Erwägungsgrund des grossen Raths (dessen

Nichtigkeit Eure Commißion allerdings anerkennt, so

wie sie in allen Gütcrverwaltungen, zu Handen der
Nation Nachläßigkeiten und persönliche Begünstign»,
gen, zum unbeschreiblichen Nachtheile des Staatsin-
teresse, besorget), hätte indessen den Finanzmimstcr
bewegen sollen, ehender den Verkauf der dem Auge
der Verwaltungskammer entfernten, als der demselben

allernächstgelegenen Reben, zu befördern. InErwar-
tung aber, daß nach dem vorgenommenen Verkaufs-
prinzip, auch die mehr und weniger entfernten Reben,
bald folgen werden : findet Eure Commißion auch hierin
keinen hinlänglichen Verwerssunqsgrund des Beschluss
ses. Niemals würde Eure Commißion eingewilljget
haben < wenn es auch ihr nächster Anverwandter wäre,
dem Quidam, der durch seine Offerten diesen Verkauf
rege gemacht hat, den Rebberg um den netto augebo»-
tenen Preis loßzuschlagen: da aber sowohl der alles
uniers. Zutrauens würdige Finanzmwistcr nur die Feil»,
bictuiig a» einer öffentlichen Steigerung vorschlägt und '
der grosse Rath nicht.wciters geschritten ist so rathete
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die Commißion, ohne ferneren Scrupel, die Annahme
dieses Beschlusses an.

Lastechere ist überzeugt/ daß/ wenn man das

Schloß je verkaufen will / solches ohne den Rebberg /

von dem hier die Rede ist/ nie wird geschehen können:

er verlangt Vertagung.

Petloiaz ist gleicher Meinung.
Bay. Das Schloß ist zu einem öffentlichen In.

stitul bestimmt, und dadurch fällt der gemachte Ein.
warf weg.

Knbli verwirst den Beschluß, aus Laflacheres
Grund.

Cart mint an, weil wir Geld nöthig haben und

weil das Schloß Thun kaum je von einem Partikular
wird gekaust werden.

Muret will auch nicht alle Reben vom Schloß
verkaufen lassen; er verwirft

Schneider nimt an, weil diese Reben izt sehr

vorlheilhaft verkaust werden können.

Der Beschluß wird angenommen (s. S. Z44).

Am 5. August war keine Sitzung des eoenals.

Grosser Rath, 24. Juni.
Präsident: Preux.

Kuchn im Namen einer Commißion legt folgendes
Gutachten vor:

An den Senat.
Der grosse Rath — In Erwägung, daß die An-

zahl von 144 Representanten im grossen Rathe der

helvetischen Republik, das Verhältniß ihrer Bevölkerung
weil übersteigt, und für die geringen und so ganz er-
schöpstensHülfsquellen des Landes viel zu kostbar ist;

In Erwägung, daß der §. z6 der Constitution,
der Gesetzgebung das Recht giebt, die daselbst be-

stimmte Anzahl der Representanten durch das Gesetz

anders festzusetzen;

In Erwägung, daß die mit dem künftigen Herbst-
äquinoktium eintretende konstitutionelle Wiedcrcrgänzung
des grossen Raths den schicklichsten Anlaß zu Bemerk-
ftelligung der nothwendigen Reduktion der Anzahl sei-

ner Mitglieder darbietet;
In Erwägung, daß es dringend ist, den Grundsatz

der Reduktion vor allem aus gesetzlich anzuerkennen,
ehe eine weitere Bestimmung der Form des Austrits
und der Wiederergänzung statt haben kann;

beschließt nach erklärter Dringlichkeit:

Die Anzahl der Mitglieder des grossen Raths sott

bey der auf das Herdstäquinoktium von iFoo einfal-
lenden Wiederergänzung um die Hälfte vermindert,
und von 14; aus 7: hcrabgesezt werden.

Carticr. Hier ist es wieder einmal darum zu ^

thun, die Constitution gehörig auszulegen: freylich
giebt die Constitution das Recht, die Wiedererneuerung
der Räthe in das Verhältniß der Bevölkerung zu drin,
gen; allein derselben zufolge soll nur ein Drittheil des

grossen Raths dieses Jahr abtreten und überdas soll

der grosse Rath einmal stärker seyn alss der Senat, und^

folglich ist dieses Gutachten verwerflich, und zivar um >

so viel mehr, da die Commißion keinen Auftrag hatte, '

über eine Verminderung des grossen Raths zu bench,-

ten, sondern über die constituttonsmäßige Niederer-
Neuerung eines Drittheils desselben.

Fizi. Die Constitution würde durch dieses in»-
constiturioneile Gutachleu verleg und also ver»-

werft man dasselbe.

Se er e ta n. Wäre das Gutachten constitutions,

widrig, so würde ich mich nicht erheben, um dasselbe

zu vertheidigen: allein man vergleiche dasselbe mit-
dem ;6. §. der Constitution, und man wird finden,'
daß jene Zahlbestimmung nur auf die erste Wahl,'
deren Produkt wir sind, anwendbar ist, und für dit
Folge ist das Gesetz zur Bestimmung ausgestellte Die
Erneuerung durch den Drittheil hat auf die Zahibe»-

stimmung keinen Bezug, sondern diese muß erst vor,-
gehen. Die Commißion hatte also so unrecht nicht, '

besonders da diese Ersparmß von dem Volk gewiß all--
gemein gewünscht wird und die Hautkrankheit der '

Republik Geldmangel ist: durch das Gutachten >ver--

den ,820Oo Fr. jährlich erspart. Die Zahl der Re--
presenkanten macht nicht die Sicherung der Freyheit
aus, sondern ihre Vortreflichkeit, und durch die Zahl--
Verminderung wird besser gewählt werden: daß dies
Commißion hierzu keinen Auftrag gehabt habe, istì
kein Grund wider das Gutachten: Uebcrdem ist dit
Sache so wichtig nicht, weil doch bald eine ncus Ver--
fässung eingeführt werden soll, und es also nur mn -

Verminderung unsrer Zahl in dieser Zwischenzeit Zit
thun ist. Er nimmt das Gutachren an.

Zim m e r m a nn wilt das Gutachten erst für cinigê
Tage auf dem Canzleytisch liegen lassen, indent er-
einen schnellen Beschluß hierüber für zu bedenklich halten '
würde: ungeachtet die Dringlichkeit erklärt ist, so ist

diese kurze Vertagung nicht dem Reglement zuwider
Escher wundert sich über diese» Antrag.in - der
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Mitte einer Berathung, über welche die Persammlung
so eben beynahe cinmüthig die Dringlichkeit erklärt

chatte: er fodcrt Tagesordnung über Zimmermanus

Ordnungsmotion.
Graf wundert sich über Eschers Weigerung, der

Versammlung die erfoderliche Zeit zum Nachdenken

'über diesen wichtigen Gegenstand zu gestalten und un-

ttrstüzt Zimmermann.
Delves beruft sich auf das Reglement, welchem

Wsolge Eschers Antrag sogleich ins Mehr gcsczt werde»

mmß: er untcrstüzr denselben.

Huber stimmt Graf bey, weil im Reglement

won keinen Ordnnngsmotionen die Rede ist.

Carrard denkt die Berathung werde nicht so

ckurz seyn, um Ucbercitung befürchten zu müssen und

'stimmt Eschcrn bey.

Delves vertheidigt nochmals weitläufig Esthers

Meinung.
(Die Forts, folgt.

Kieme Schriften.
Wochenblatt für den Canton Linth.

N- i. 2. Glarus, den 2z. und zo Juli
igoo. 2 Bogen in 4lv.

Dieses Wochenblatt besteht schon seit einigen Jahren
und war, so viel wir aus einzelnen Stücken, die uns

zu Gesichte kamen, schließen können, immer in sehr

gutem Geiste geschrieben. Der neue Jahrgang eröffnet

sich mit „Empfindungen und Wünschen eines Bür-
gers aus dem C. Linth bey der gegenwärtigen Lage

seines Vaterlands. " Wir heben zur Probe seinen 2ten

Wunsch aus; „Rernigung des gesetzgeben-
„den Corps; wahr ists es sind unter den Vätern

„des Volks brave Männer, Männer von Verstand,

„ Her; und edler Denkungsart; und o wie gut wäre

„es, wenn diese siegten, aber leider zeiget die Er-

„ sahrung öfters das Gegentheil; und dieß thut dem

.„wohldenkenden Schweizer weh, daß bey der neuen

„ Ordnung ver Dinge st» viel mangelt — dcßnahen

„ ist sein patriotischer Wunsch, daß der Rath gereinigt,

„ die fähigen von den unfähigen abgesondert werden.

„Sein Wunsch ist, daß ein Ausschuß gebildet werde,

„ ein Rath von weisen, klugen, gerechten und braven

„Männern, denen das Glück Helvc.tiens am Herzen

„liegt." Im 2ten St. findet sich die bürgerliche

und christliche Duldung als ein Rettungsmittel der

Schweiz anbefohlen. „ Was waren jene Prophezeyun.

gen von dem Todbette der katholischen Religion bey

der Ankunft der Franken in unsern Morgengegenden?
Was das Hohnlächeln und jene vermeinte Triumphe
über die Reformirlen bey ihrem Rückzüge? Was die
bübischen Anklagen beyder Theile beym Einzüge der
Franken oder des Kaisers in eine Gegend, wodurch
man eine Gemeinde der Truppen zu entladen suchte,
um eine andere andersglaubende mehr zu belästigen?
Waren dergleichen Aeusserungen nicht giftige Ausfälle
grolivoller Herzen? — Machten sich aber nur Privat-
leute dieser Verbrechen der Unduldsamkeit schuldig?
Man lese im Schweizer. Republikaner, die Aus-
drücke w. etwelchcr Senatoren und Räthe, wenn von
den Juden, von Geistlichen, von Religion die Rede

war — Solche Vorgesczte waren halt Volksrcprestn-
tauten, ja sie represenlirten treflich auch dessen Unduld-
samkeit. "

Berichtig» »g.
Man liest in einem Zeittmgsblatt, betitelt der

Frcyheitsfteund, vom i?. Heumonat, N. die

Anführung dcr Rede eincs Repräsentanten des CantonS
Zürich: „Er hat sich erkundiget, (heißt es) ob die

„ Geistlichen im Canton Zürich nicht bezahlt würden?
„und man hat ihm geantwortet, daß diejenigen, die

„der Staat besoldete, bereits ioo Duplonen erhalten

„ hätten, und nur der Rest zurückbehalten worden
„wäre. Da sie mm nebst diesen ioo Duplonen, die

„sie empfangen, ein Wohnhaus, und die meisten noch

„Grundstücke dazu hätten, so hätten sie hinreichenden

„ Unterhalt. "
Es wird hiermit öffentlich erklärt, daß dcr, bey

welchem sich der Reprästntant erkundigte, ihm eine

Lüge aufgeheftet. Die Staalsämter, welche Be-
soidungcn an Pfarrer abzutragen haben, zeugen dagc-

grn; ich berufe mich ans die Rechnungen aller Staats-
ämrer des Cantons Zürich, daß weilaus die meisten

Pfarrer an ihr Einkommen von 1799 gar nichts,
einige wenige etwas ganz unbedeutendes, gewiß

nicht Einer auch nur go Duplonen aus denselben
empfangen habe.

Zürich den 2. August 1800.

Georg Geßner, Pfarrer am Fraumünster
in Zürich und Professor dcr Pasto-

raltheologie.

D r u k f e hler.
In St. 7;. S. Z42. Sp. 2. Zeile statt bük

gerllchen Formen, lies bürgerlichen Freyheit.
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